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Allgemeine Geschäfts-
bedingungen (AGB 

 

 
 
 

 
 
 

 

§ 1 Arbeitnehmerüberlassung 
 
1. Vertragsverhältnis zwischen 

FLEXITIME (Verleiher) und 
Auftraggeber (Entleiher) 

1. Das Vertragsverhältnis über einen 
Zeitarbeitnehmer wird zwischen 
FLEXITIME und dem Auftraggeber 
durch folgende AGB, auf Grundlage 
des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes (AÜG), geregelt. Im Zweifels-
fall bedeutet die Aufnahme der Tätig-
keit eines Mitarbeiters von 
FLEXITIME die Anerkennung der 
AGB und der Preisübersicht durch 
den Auftraggeber. 

2. Abweichende AGB des Auftragge-
bers gelten auch dann nicht, wenn 
FLEXITIME nicht ausdrücklich wider-
spricht oder der Auftraggeber erklärt, 
nur zu seinen Bedingungen abschlie-
ßen zu wollen. 

2. Arbeitnehmerüberlassungs-
vertrag (AÜV) 

1. FLEXITIME verpflichtet sich dem 
Auftraggeber, entsprechend des ge-
schlossenen AÜV, zur Überlassung 
eines oder mehrerer Zeitarbeitneh-
mer. Der Auftraggeber hat den Zeitar-
beitnehmer entsprechend seiner 
Qualifikation einzusetzen. 

Das Vertragsverhältnis kommt durch 
das Angebot von FLEXITIME nach 
Maßgabe des AÜV sowie dieser AGB 
und die schriftliche Annahmeerklä-
rung des Auftraggebers mit Unter-
zeichnung des AÜV zustande. 

2. Der Auftraggeber verpflichtet sich 
eine Ausfertigung des ihm zugesand-
ten AÜV unverzüglich und rechtsver-
bindlich unterzeichnet an FLEXITIME 
zurückzusenden. Bei Abschluss in 
elektronischer Form ist der AÜV von 
Ver- und Entleiher jeweils mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur 
zu unterschreiben. 

3. Der Auftraggeber sichert zu, dass 
kein im Rahmen der Einzelarbeitneh-
merüberlassungsverträge eingesetz-
ter Arbeitnehmer in den letzten sechs 
Monaten vor dem im Einzelarbeitneh-
merüberlassungsvertrag bezeichne-
ten Einsatzbeginn aus einem Arbeits-
verhältnis mit dem Auftraggeber 
selbst oder einem mit dem Auftragge-
ber konzernmäßig im Sinne des § 18 
Aktiengesetz verbundenen Unterneh-
men ausgeschieden ist. 

4. Der Auftraggeber sichert zu, dass 
kein im Rahmen der Einzelüberlas-
sungsverträge eingesetzter Arbeit-
nehmer in den letzten 3 Monaten über 
einen anderen Personaldienstleister 
beim Auftraggeber tätig war. Andern-
falls informiert der Auftraggeber 
FLEXITIME über die kürzere Unter-
brechung. Vorangegangene Einsätze 
werden in diesem Falle bei der Ver-
einbarung der Einsatzdauer berück-
sichtigt. 

5. FLEXITIME ist Mitglied des Ge-
samtverbandes der Personaldienst-
leister e.V. (GVP). FLEXITIME er-
klärt, dass in die Arbeitsverträge, die 
er mit den beim Auftraggeber einge-
setzten Arbeitnehmern abgeschlos-
sen hat, das iGZ-DGB-Tarifwerk (ein-
schließlich der Branchenzuschlagsta-
rifverträge) und ergänzende, än-
dernde oder ersetzende 

Tarifverträge, die der GVP als 
Rechtsnachfolger des Interessenver-
bandes Deutscher Zeitarbeitsunter-
nehmen e.V. (iGZ) abgeschlossen 
hat, vollständig in seiner jeweils gülti-
gen Fassung einbezogen werden. 

3. Arbeitsrechtliche Beziehun-
gen / Kettenverleih 

1.Ein AÜV begründet keine arbeits-
rechtliche Beziehung zwischen dem 
Zeitarbeitnehmer und dem Auftragge-
ber. FLEXITIME ist Arbeitgeber des 
Zeitarbeitnehmers und sichert dem 
Auftraggeber zu, dass nur Arbeitneh-
mer überlassen werden, die in einem 
Arbeitsverhältnis zum Personal-
dienstleister stehen. 

2. Der Auftraggeber sichert zu, dass 
er Zeitarbeitnehmer weder offen (of-
fengelegte Arbeitnehmerüberlas-
sung) noch verdeckt (verdeckte Ar-
beitnehmerüberlassung, z.B. Schein-
werkverträge) weiter überlässt (kein 
Kettenverleih). 

4. Weisungsrecht des Auftragge-
bers 

1. Für die Dauer des Einsatzes bei 
dem Auftraggeber obliegt diesem die 
Ausübung des arbeitsbezogenen 
Weisungsrechts (sekundäres Direkti-
onsrecht). Der Auftraggeber wird dem 
Zeitarbeitnehmer nur solche Tätigkei-
ten zuweisen, die dem mit 
FLEXITIME vertraglich vereinbarten 
Tätigkeitsbereich unterliegen und die 
dem Ausbildungsstand des jeweiligen 
Zeitarbeitnehmers entsprechen.  

2. Im Übrigen verbleibt das Direkti-
onsrecht bei FLEXITIME. 

§ 2 Arbeitsschutzmaßnahmen, 
Fürsorge- und Mitwirkungs-
pflicht des Auftraggebers 
1. Der Auftraggeber übernimmt die 
Fürsorgepflicht im Zusammenhang 
mit Arbeitsschutzmaßnahmen am 
Beschäftigungsort des Zeitarbeitneh-
mers (§ 618 BGB, § 11 Absatz 6 
AÜG). Er stellt FLEXITIME insoweit 
von sämtlichen Ansprüchen des Zeit-
arbeitnehmers sowie sonstiger Dritter 
frei, die aus einer nicht oder nicht aus-
reichenden Wahrnehmung dieser 
Pflicht resultieren. 

2. Der Auftraggeber verpflichtet sich, 
dass die am Beschäftigungsort des 
Zeitarbeitnehmers geltende Unfall-
verhütungs- und Arbeitsschutzvor-
schriften (u. a. §§ 5, 6 ArbSchG) so-
wie die gesetzlich zulässigen Arbeits-
zeitgrenzen und Pausen eingehalten 
werden. Insbesondere wird der Auf-
traggeber den Zeitarbeitnehmer gem. 
§ 12 ArbSchG vor Beginn seiner Tä-
tigkeit einweisen und gem. § 5 Arb-
SchG vor Aufnahme der Tätigkeit 
Schutzmaßnahmen für etwaig beste-
hende Gefahren treffen. Die Beleh-
rung ist vom Auftraggeber zu doku-
mentieren und FLEXITIME auf An-
frage in Kopie auszuhändigen. 

3. Sofern Zeitarbeitnehmer von 
FLEXITIME aufgrund fehlender oder 
mangelhafter Sicherheitseinrichtun-
gen oder Vorkehrungen im Betrieb 
des Auftraggebers die Arbeitsleistung 
ablehnen, haftet der Auftraggeber für 
die dadurch entstehenden Ausfallzei-
ten. 

4. Der Auftraggeber hat FLEXITIME 
einen Arbeitsunfall sofort zu melden 
und ihm alle nach § 193 Absatz 1 
SGB VII erforderlichen Informationen 
zur Verfügung zu stellen. Darüber 
hinaus hat der Zeitarbeitsnehmer das 
Recht, den Durchgangsarzt des Auf-
traggebers aufzusuchen. FLEXITIME 
meldet den Arbeitsunfall bei dem zu-
ständigen Unfallversicherungsträger.  

5. Zur Wahrnehmung seiner Arbeit-
geberpflichten wird FLEXITIME wäh-
rend der Arbeitszeiten in Absprache 
mit dem Auftraggeber ein Zutritts-
recht zu den Arbeitsplätzen der Ar-
beitnehmer eingeräumt. 

§ 3 Personalauswahl und Aus-
tausch / Mindestlohnverpflich-
tung 
1. FLEXITIME verpflichtet sich, für die 
vorgesehenen Arbeiten geeignetes 
Personal, auf Grundlage der in der 
Bedarfsmeldung vereinbarten Anfor-
derungsprofile, auszuwählen und auf 
Verlangen des Auftraggebers die 
Qualifikationsnachweise der überlas-
senen Zeitarbeitnehmer vorzulegen. 

2. Ein Anspruch auf Austausch des 
Zeitarbeitnehmers wegen fachlicher 
Nichteignung erfolgt nur nach ent-
sprechendem Nachweis (§ 626 BGB) 
und durch schriftliche Erklärung 
durch den Auftraggeber. 

3. Umsetzungen der Zeitarbeitneh-
mer innerhalb des Entleihunterneh-
mens, auch vor dem Hintergrund von 
Mindestlohnverpflichtungen aufgrund 
des Arbeitnehmer-Entsendegeset-
zes, bedürfen der vorherigen Zustim-
mung von FLEXITIME. 

Darüber hinaus ist FLEXITIME be-
rechtigt, den Zeitarbeitnehmer vom 
Einsatz beim Auftraggeber jederzeit 
abzurufen oder zu ersetzen. 

§ 4 Haftung 
1. Ist FLEXITIME seiner Verpflichtung 
zur ordnungsgemäßen Auswahl 
nachgekommen, so haftet er dem 
Auftraggeber nicht für eine etwaige 
Schlechtleistung des Zeitarbeitneh-
mers. Im Übrigen haftet FLEXITIME 
dem Auftraggeber nur für eine ord-
nungsgemäße Auswahl der überlas-
senen Zeitarbeitnehmer. Er verpflich-
tet sich, dem Auftraggeber nur solche 
Zeitarbeitnehmer zur Verfügung zu 
stellen, die über die erforderliche 
Qualifikation verfügen. Eine weiterge-
hende Haftung besteht nicht. 

2. Im Hinblick darauf, dass der Zeitar-
beitnehmer unter Leitung und Auf-
sicht des Auftraggebers seine Tätig-
keit ausübt, haftet FLEXITIME nicht 
für Schäden, die der Zeitarbeitneh-
mer in Ausübung oder anlässlich sei-
ner Tätigkeit verursacht. Der Auftrag-
geber stellt FLEXITIME von allen et-
waigen Ansprüchen frei, die Dritte im 
Zusammenhang mit der Ausführung 
und Verrichtung der dem Zeitarbeit-
nehmer übertragenen Tätigkeit erhe-
ben sollten. 

3. Im Übrigen ist die Haftung von 
FLEXITIME sowie seiner gesetzli-
chen Vertreter und Erfüllungsgehilfen 
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. Diese Haftungsbe-
schränkung gilt sowohl für gesetzli-
che als auch für vertragliche Haf-
tungstatbestände, insbesondere im 

Falle des Verzuges, der Unmöglich-
keit, des Unvermögens, der Pflicht-
verletzung oder in Fällen der uner-
laubten Handlung. Bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit einfacher Erfül-
lungsgehilfen haftet FLEXITIME dar-
über hinaus nur für vorhersehbare 
Schäden. 

4. Wenn ein Zeitarbeitnehmer ent-
schuldigt oder unentschuldigt der Ar-
beit fernbleibt, ist FLEXITIME berech-
tigt, aber nicht verpflichtet, dem Auf-
traggeber Ersatz zu stellen. Ein An-
spruch auf Schadensersatz, auch 
durch Unpünktlichkeit des Zeitarbeit-
nehmers verursacht, entsteht deswe-
gen nicht. 

5. Der Auftraggeber stellt FLEXITIME 
von allen Forderungen frei, die 
FLEXITIME aus einer Verletzung des 
Auftraggebers der sich aus diesem 
Vertrag ergebenden Zusicherungen 
und Verpflichtungen (z.B. Prüf- und 
Mitteilungspflichten) erwachsen. 
FLEXITIME verpflichtet sich, sich ge-
genüber etwaigen Anspruchstellern 
auf einschlägige Ausschlussfristen zu 
berufen. 

§ 5 Abrechnung / Ausschluss 
von Aufrechnung und Zurück-
haltungsrecht 
1. Bei sämtlichen von FLEXITIME an-
gegebenen Verrechnungssätzen 
handelt es sich um Nettoangaben. 
FLEXITIME wird dem Auftraggeber 
bei Beendigung des Auftrages - bei 
fortdauernder Überlassung wöchent-
lich - eine Rechnung unter Ausweis 
der gesetzlichen Umsatzsteuer stel-
len, es sei denn die Parteien verein-
baren ausdrücklich eine abwei-
chende Abrechnungsweise. 

2. Die Abrechnung erfolgt auf Basis 
der effektiv geleisteten Arbeitsstun-
den, wobei mindestens die verein-
barte betriebliche Arbeitszeit abzu-
rechnen ist. Die überlassenen Arbeit-
nehmer haben hierzu die vorgegebe-
nen Instrumente (Arbeitszeitnach-
weis/elektronische Arbeitszeiterfas-
sung) zu nutzen, soweit diese vor-
handen sind. Aus den Tätigkeitsnach-
weisen bzw. der elektronischen Ar-
beitszeiterfassung, müssen der Be-
ginn und das Ende der täglichen Ar-
beitszeit mit Pausen ersichtlich sein. 

3. Die Rechnungsbeträge sind mit 
Zugang der von FLEXITIME erteilten 
Abrechnung bei dem Auftraggeber 
sofort – ohne Abzug - fällig. Der Auf-
traggeber gerät in Verzug, wenn der 
Rechnungsbetrag nicht innerhalb von 
10 Kalendertagen ab Zugang der 
Rechnung auf dem Geschäftskonto 
von FLEXITIME eingeht. Einer vorhe-
rigen Mahnung bedarf es nicht (§ 286 
Absatz 2 BGB). § 288 BGB (Verzugs-
zinsen) findet Anwendung. 

Im Falle des Zahlungsverzuges des 
Auftraggebers ist FLEXITIME berech-
tigt, gemäß § 288 Abs. 2 BGB einen 
Verzugszins in Höhe von 9 Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz zu 
verlangen. Dem Auftraggeber bleibt 
in diesem Fall der Nachweis vorbe-
halten, dass ein Schaden bei 
FLEXITIME nicht oder nicht in diesem 
Umfang entstanden ist. 

4. Der Auftraggeber ist nicht berech-
tigt, gegenüber Forderungen von 
FLEXITIME aufzurechnen oder ein 
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Zurückbehaltungsrecht geltend zu 
machen, es sei denn, die vom Auf-
traggeber geltend gemachte Gegen-
forderung ist unbestritten oder rechts-
kräftig festgestellt. 

5. Anpassungsklausel 

1. FLEXITIME ist berechtigt, die Kun-
dentarife nach billigem Ermessen zu 
erhöhen. Insbesondere, wenn sich 
die zu zahlende Vergütung von FLE-
XITIME an die überlassenen oder zu 
überlassenden FLEXITIME-Mitarbei-
ter nach Abschluss des AÜV auf-
grund gesetzlicher oder tariflicher 
Bestimmungen erhöht. Notwendige 
Tariferhöhungen wird FLEXITIME 
dem Auftraggeber anzeigen. Die Er-
höhung wird zwei Wochen nach Zu-
gang der Anzeige beim Auftraggeber 
wirksam. 

2. Der Auftraggeber ist berechtigt, 
den Vertrag binnen zwei Wochen 
nach Zugang der Anzeige zum Ter-
min der Tariferhöhung zu kündigen. 

§ 6 Kündigungsfrist und Ver-
gütungspflicht bei Auftrags-
bestätigung/Storno 

1. Auftragsbestätigung 

1. Der Auftraggeber beauftragt 
FLEXITIME telefonisch, schriftlich 
oder über eine Bieterplattform wie 
z.B. InSitu, mit der Stellung von 
Zeitarbeitnehmern. Eine verbindliche 
Auftragszusage oder -absage wird 
dem Auftraggeber telefonisch, oder 
auf Wunsch schriftlich bzw. über die 
Bieterplattform mitgeteilt und ist, 
wenn nichts anderes vereinbart, für 
den Auftraggeber über die 
vereinbarte Laufzeit verbindlich. 

2. Wird ein geplanter Einsatz des 
Zeitarbeitnehmers wegen betriebli-
chen und/oder sonstigen Gründen, 
die der Auftraggeber zu vertreten hat, 
vom Auftraggeber vorzeitig beendet, 
so schuldet der Auftraggeber 
FLEXITIME gemäß Auftrag die Ver-
gütung über die Laufzeit der verein-
barten Einsatzdauer. 

2. Kündigungen des Arbeitneh-
merüberlassungsvertrages 

1. Ein unbefristet geschlossener AÜV 
kann von beiden Vertragsparteien mit 
einer Frist von 4 Wochen gekündigt 
werden, soweit einzelvertraglich 
nichts anderes vereinbart ist. FLE-
XITIME ist zur außerordentlichen 
Kündigung des AÜV berechtigt, wenn 
eine sittenwidrige Abwerbung von 
Zeitarbeitnehmern von FLEXITIME 
vorliegt, bei Nichteinhaltung der Un-
fallverhütungsvorschriften durch den 
Auftraggeber oder wenn der Auftrag-
geber mit seiner Zahlungsverpflich-
tung aus diesem oder früheren Ver-
trägen in Verzug geraten ist. 

2. Eine wirksame Kündigung des 
AÜV oder des vorab bestätigten Auf-
trages, kann nur FLEXITIME und 
nicht dem überlassenen Arbeitneh-
mer gegenüber ausgesprochen wer-
den. 

3. Stornierungsfrist bei kurzfris-
tiger Auftragsvergabe durch 
den Auftraggeber 

1. Bei kurzfristigen Einzellaufträgen 
ist eine Stornierung von unter 48 
Stunden nicht möglich. 

Stornierungen von gebuchten Feier-
tagsdiensten sind ausgeschlossen. 

2. Außerhalb der Stornierungsfrist 
eingehende Stornierungen, werden 

wie ausgeführte Aufträge behandelt 
und dem Auftraggeber in Rechnung 
gestellt. 

§ 7 Leistungshindernis / Streik 
und Rücktritt 

1. Wird der Betrieb des Auftraggebers 
bestreikt, darf dieser entgegen der 
Regelung in § 11 Absatz 5 AÜG keine 
Zeitarbeitnehmer in dem Betrieb tätig 
werden lassen. Darüber hinaus gilt 
das Einsatzverbot für Streiks, die von 
Mitgliedsgewerkschaften der DGB-
Tarifgemeinschaft initiiert wurden, 
auch für bereits vor Beginn der Ar-
beitskampfmaßnahme eingesetzte 
Arbeitnehmer. Demnach wird der 
Zeitarbeitnehmer im Umfang des 
Streikaufrufs nicht in Betrieben oder 
Betriebsteilen eingesetzt, die ord-
nungsgemäß bestreikt werden. 

2. Der Auftraggeber stellt sicher, dass 
keine Zeitarbeitnehmer eingesetzt 
werden, soweit das Einsatzverbot 
reicht. FLEXITIME ist insoweit nicht 
verpflichtet, Arbeitnehmer zu überlas-
sen. 

3. Von den vorstehenden Regelun-
gen können die Parteien des Arbeits-
kampfes im Einzelfall abweichen und 
den Einsatz von Zeitarbeitnehmern 
vereinbaren (z.B. in Notdienstverein-
barungen). Es gilt insoweit § 11 Ab-
satz 5 Satz 2 AÜG. Der Auftraggeber 
informiert unverzüglich FLEXITIME 
über einen laufenden oder geplanten 
Streik. 

§ 8 Vermittlungsprovision 

1.  Übernahme von Zeitarbeit-
nehmern 

1. Begründet ein Auftraggeber oder 
ein ihm rechtlich oder wirtschaftlich 
verbundenes Unternehmen (Tochter-
gesellschaft o.ä.), mit einem bei 
FLEXITIME beschäftigten Mitarbeiter 
während der Überlassungszeit oder 
innerhalb von sechs Monaten nach 
der Überlassungszeit bzw. nach dem 
Beschäftigungsende, höchstens aber 
12 Monate nach Beginn der Überlas-
sung, ein Beschäftigungsverhältnis, 
oder ein Vertragsverhältnis als freier 
Mitarbeiter bzw. Selbstständiger, so 
liegt eine Vermittlung vor, für die eine 
Vermittlungsprovision geschuldet 
wird. Dem Auftraggeber bleibt in die-
sen Fällen der Nachweis vorbehalten, 
dass der Vertragsabschluss nicht auf-
grund der vorangegangenen Überlas-
sung erfolgt ist. Befristete Arbeitsver-
hältnisse sind im gleichen Umfang 
provisionspflichtig wie unbefristete 
Arbeitsverhältnisse. Maßgeblich ist 
der Zeitpunkt des Abschlusses des 
Arbeitsvertrages. 

2. Berechnungsgrundlage der Ver-
mittlungsprovision ist das zwischen 
dem Auftraggeber und dem Zeitar-
beitnehmer vereinbarte Bruttomo-
natsgehalt (BMG) inkl. aller Zuwen-
dungen, Sonderzahlungen o.ä., min-
destens aber der Durchschnittsbrut-
toverdienst der letzten drei Monate 
vor Beschäftigungsende, die der Zeit-
arbeitnehmer bei FLEXITIME er-
zielte. 

2. Provisionshöhe  

1. Die Vermittlungsprovision bei einer 
direkten Übernahme des Zeitarbeit-
nehmers - ohne vorherige Überlas-
sung - beträgt 2,5 Bruttomonatsge-
hälter. 

2. Ohne Nachweis über das BMG, gilt 
eine Vermittlungsprovision von 7.500 
Euro als vereinbart. 

Die Vermittlungsprovision bei einer 
vorausgehenden Überlassung be-
trägt: 

•  von bis zu 3 Monaten - 2 BMG, von 
bis zu 6 Monaten - 1,5 BMG 

•  von bis zu 9 Monaten - 1 BMG, von 
bis zu 12 Monaten - 0,5 BMG 

Bei Unterbrechungen in der Überlas-
sung ist der Beginn der letzten Über-
lassung vor Begründung des Arbeits-
verhältnisses maßgeblich. 

Eine Aufrechnung oder ein Zurück-
haltungsrecht kann nur dann in An-
spruch genommen werden, wenn 
FLEXITIME diesen ausdrücklich zu-
stimmt. 

3. Vermittlungsprovisionen sind zzgl. 
der gesetzlichen Umsatzsteuer und 
10 Tage nach Eingang der Rechnung 
zahlbar. 

3. Provision durch Vermittlungs-
auftrag 

Für Personalvermittlungen nach Be-
auftragung, entsteht eine Vermitt-
lungsprovision gemäß unserer „Provi-
sionsübersicht für Personalvermitt-
lungen“. 

§ 9 Nutzung einer Internet-
plattform, eines Vermittlers 
oder einer dritten Partei 

1. Erfolgt eine Anfrage bzw. Buchung 
oder deren Auftragsabwicklung über 
einen Dritten, sei es ein Vermittler 
oder eine Internetplattform, wie z. B. 
die von der InSitu Software GmbH be-
reitgestellten Plattform „InSitu“, haftet 
FLEXITIME nicht für dort aufgeführte 
etwaige falsche Angaben oder 
dadurch verursachte Schäden. Insbe-
sondere durch technische Fehler ver-
ursachte Falschangaben (Anfrage, 
Buchung, Storno, Mitarbeitertausch, 
Preisangabe u. a.), verweist 
FLEXITIME auf die Betreiber der 
Plattform oder auf den Vermittler. 

2. FLEXITIME verweist in solchen 
Fällen ausdrücklich auf die Gültigkeit 
seiner aktuellen Preisübersicht und 
AGB. 

Maßgeblich sind jeweils die zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses gültigen 
Fassungen. 

§ 10 Geheimhaltung und Da-
tenschutz 
1. Die Vertragsparteien verpflichten 
sich, die Ihnen während der Zusam-
menarbeit bekanntwerdenden Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse, 
sowohl während der Dauer der Zu-
sammenarbeit als auch nach seiner 
Beendigung Stillschweigen zu be-
wahren. Die Geheimhaltungspflicht 
erstreckt sich nicht auf solche Kennt-
nisse, die jedermann zugänglich sind 
oder deren Weitergabe für den ande-
ren Vertragsteil ersichtlich ohne 
Nachteil ist. Im Zweifelsfall sind je-
doch technische, kaufmännische und 
persönliche Vorgänge und Verhält-
nisse, die dem Vertragspartner im Zu-
sammenhang mit der Zusammenar-
beit bekannt werden, als Unterneh-
mensgeheimnisse zu behandeln. 

2. Die Vertragsparteien verpflichten 
sich wechselseitig zur Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen des Da-
tenschutzes. FLEXITIME sichert zu, 
dass arbeitsvertraglich eine entspre-
chende Vereinbarung mit zur Über-
lassung bestimmten Mitarbeitern ge-
troffen wird. 

3. Über die vertraglichen Bedingun-
gen der Zusammenarbeit, insbeson-
dere den Stundenverrechnungssatz, 
hat der Auftraggeber dritten Perso-
nen gegenüber Stillschweigen zu be-
wahren. Dies gilt nicht für die Fälle, in 
denen er gesetzlich berechtigt oder 
verpflichtet ist. 

4. Die hier. festgelegten Verpflichtun-
gen wirken auch nach Beendigung 
der Zusammenarbeit der Parteien 
fort. Der Auftraggeber verpflichtet 
sich, nach Beendigung die ihm be-
kannt gewordenen Informationen und 
Daten umgehend zu löschen, sofern 
gesetzliche Aufbewahrungspflichten 
nicht entgegenstehen. 

§ 11 Gerichtsstand 
1. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten 
aus und im Zusammenhang mit dem 
Vertragsverhältnis zwischen 
FLEXITIME und dem Auftraggeber ist 
Berlin. FLEXITIME kann seine An-
sprüche darüber hinaus auch bei den 
Gerichten des allgemeinen Gerichts-
standes des Auftraggebers geltend 
machen. 

Für sämtliche Rechtsbeziehungen 
zwischen FLEXITIME und dem Auf-
traggeber gilt ausschließlich das 
Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

2. FLEXITIME erklärt, nicht an einem 
Verfahren zur alternativen Streitbeile-
gung in Verbrauchersachen gemäß 
Gesetz über die alternative Streitbei-
legung in Verbrauchersachen teilzu-
nehmen. 

§ 12 Schlussbestimmungen –  
Salvatorische Klausel 
1. Ergänzungen und Änderungen die-
ser AGB oder der Vereinbarung zwi-
schen den Parteien bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
Dies gilt selbst für den Verzicht auf 
das Schriftformerfordernis oder deren 
Änderung. Anstelle der Schriftform 
darf auch die elektronische Form (§ 
126a BGB) verwandt werden. Die von 
FLEXITIME überlassenen Zeitarbeit-
nehmer sind nicht berechtigt, Ände-
rungen, Ergänzungen oder Nebenab-
reden des AÜV mit dem Auftraggeber 
zu vereinbaren. 

2. Sollte eine Bestimmung oder ein 
Teil einer Bestimmung ganz oder teil-
weise unwirksam sein oder werden, 
so berührt dies nicht die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen. Anstelle 
der unwirksamen Bestimmung tritt 
eine solche, die dem wirtschaftlichen 
Zweck am nächsten kommt. 

 

Berlin, den 01.08.2024 

 

FLEXITIME GmbH 
Schloßstraße 94 

12163 Berlin 


